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Öffentliche Bekanntmachung 

1 (5) 

Bezirksregierung Köln      Köln, den 28.02.2023 
Dezernat 33        Zeughausstraße 2-10 
-Ländliche Entwicklung, Bodenordnung-    50667 Köln 
   Telefon: 0221 / 147 - 2033 
 Flurbereinigung Gangelt III   
 Az.: 33.43 -5 14 01- 

1. ÄNDERUNGSBESCHLUSS  

Die Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 -Ländliche Entwicklung, Bodenordnung-, hat be-
schlossen: 

1. Das durch den Flurbereinigungsbeschluss vom 06.01.2014 festgestellte Flurbereini-
gungsgebiet wird gemäß § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), wie folgt geringfügig geändert: 

Zum Flurbereinigungsgebiet werden die nachfolgend aufgeführten Grundstücke  
zugezogen und auch insoweit die Flurbereinigung angeordnet: 

Regierungsbezirk Köln 

Kreis Heinsberg 

Gemeinde Gangelt 

Gemarkung Breberen-Schümm 

Flur 28 Flurstück 24 

Gemarkung Gangelt 

Flur 79 Flurstücke 81, 89 

Flur 80 Flurstücke 26, 66, 80, 81, 131, 140, 142 

Aus dem Flurbereinigungsgebiet werden die nachfolgend aufgeführten Grundstücke 
ausgeschlossen : 

Regierungsbezirk Köln 

Kreis Heinsberg 

Gemeinde Gangelt 

Gemarkung Gangelt 

Flur 2 Flurstück 207 

Flur 4 Flurstück 231 

Flur 7 Flurstücke 850, 879, 881 

Flur 10 Flurstücke 81, 85, 86, 87, 89 

Flur 26 Flurstücke 72, 73, 75, 81, 82 

Flur 46 Flurstücke 264, 266, 268 

Flur 47 Flurstücke 403, 404 

2023-04-01



2 (5) 

2. Das geänderte Flurbereinigungsgebiet ist auf der als Anlage zu diesem Beschluss 
genommenen Gebietskarte dargestellt und hat nunmehr eine Größe von rund 251 ha. 

3. Der Änderungsbeschluss mit Gebietskarte liegt zur Einsichtnahme für die Beteiligten 
einen Monat lang während der Besuchszeiten aus bei der 

a) Gemeindeverwaltung Gangelt, Rathaus, Burgstraße 10, 52538 Gangelt, 
Zimmer 201/202, 

b) Bezirksregierung Köln, Dienstgebäude Robert-Schuman-Str. 51, 52066 Aachen, 
Zimmer 2090. 

4. Die Eigentümer des zum Flurbereinigungsgebiet zugezogenen Grundbesitzes wer-
den Teilnehmer der durch den Flurbereinigungsbeschluss vom 06.01.2014 gebilde-
ten Teilnehmergemeinschaft der Flurbereinigung Gangelt III mit dem Sitz in Gangelt, 
die Eigentümer der Grundstücke, die ausgeschlossen werden, scheiden insoweit aus 
der Teilnehmergemeinschaft aus. 

5. Rechte an den vorstehenden Grundstücken, die aus dem Grundbuch nicht ersicht-
lich sind, aber zur Beteiligung am Flurbereinigungsverfahren berechtigen, sind nach 
§ 14 Abs. 1 FlurbG innerhalb einer Frist von drei Monaten nach erfolgter öffentlicher 
Bekanntmachung schriftlich bei der 

Bezirksregierung Köln, Dezernat 33, 50606 Köln 

oder persönlich bei der 

Bezirksregierung Köln, Dezernat 33, Dienstgebäude Aachen, Zimmer 2090 
Robert-Schuman-Straße 51, 52066 Aachen 

unter Angabe des Az. 33.43 - 5 14 01 - anzumelden. 

Bitte beachten Sie die Informationen für Besucherinnen und Besucher auf der 
Homepage der Bezirksregierung Köln unter: 
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/index.html. 

Zu diesen Rechten gehören z. B. nicht eingetragene dingliche Rechte an Grundstü-
cken oder Rechte an solchen Rechten sowie persönliche Rechte, die zum Besitz oder 
zur Nutzung von Grundstücken berechtigen oder die Nutzung von Grundstücken be-
schränken. Auf Verlangen der Flurbereinigungsbehörde hat der/die Anmeldende 
sein/ihr Recht innerhalb einer von der Flurbereinigungsbehörde zu setzenden Frist 
nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist besteht kein Anspruch auf  
Beteiligung.  

Werden Rechte erst nach Ablauf der bezeichneten Frist angemeldet oder nachge-
wiesen, so kann die Flurbereinigungsbehörde die bisherigen Verhandlungen und 
Festsetzungen gemäß § 14 Abs. 2 FlurbG gelten lassen.  

Der/die Inhaber/in eines der bezeichneten Rechte muss nach § 14 Abs. 3 FlurbG die  
Wirkung eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich 
gelten lassen, wie der/die Beteiligte, dem/der gegenüber die Frist durch Bekanntgabe 
des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt wird. 
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Rechte können auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifi-
zierter elektronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Behörde angemel-
det werden. Die E-Mail-Adresse lautet: poststelle@brk.sec.nrw.de. 

Rechte können auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer An-
meldung nach dem De-Mail-Gesetz angemeldet werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
poststelle@brk-nrw.de-mail.de. 

Falls die Frist durch eine bevollmächtigte Person versäumt werden sollte, würde de-
ren Verschulden der vollmachtgebenden Person zugerechnet werden. 

6. Von der öffentlichen Bekanntmachung dieses Beschlusses an gelten bezüglich der 
zugezogenen Grundstücke folgende Einschränkungen, die bis zur Unanfechtbarkeit 
des Flurbereinigungsplanes wirksam sind: 

a) In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der  
Bezirksregierung Köln nur Änderungen vorgenommen werden, die zum ord-
nungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören (§ 34 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG). 

b) Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und ähnliche 
Anlagen dürfen nur mit Zustimmung der Bezirksregierung Köln errichtet, her-
gestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden (§ 34 Abs. 1 Nr. 2 
FlurbG). 

c) Obstbäume, Beerensträucher, einzelne Bäume, Hecken, Feld- und Uferge-
hölze dürfen nur in Ausnahmefällen, soweit landeskulturelle Belange, insbe-
sondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, nicht beeinträchtigt 
werden, mit Zustimmung der Bezirksregierung Köln beseitigt werden (§ 34 
Abs. 1 Nr. 3 FlurbG). 

d) Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsmäßigen Bewirtschaftung 
übersteigen, bedürfen der Zustimmung der Bezirksregierung Köln (§ 85 Nr. 5 
FlurbG). 

Sind entgegen den Anordnungen zu 6. a) und 6. b) Änderungen vorgenommen oder 
Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Flurbereinigungsverfah-
ren unberücksichtigt bleiben. Die Bezirksregierung Köln kann den früheren Zustand 
gemäß § 137 FlurbG wiederherstellen lassen, wenn dieses der Flurbereinigung dien-
lich ist (§ 34 Abs. 2 FlurbG). 

Sind Eingriffe entgegen der Anordnung zu 6. c) vorgenommen worden, so muss die 
Bezirksregierung Köln Ersatzpflanzungen auf Kosten der Beteiligten anordnen (§ 34 
Abs. 3 FlurbG). 

Sind Holzeinschläge entgegen der Anordnung zu 6. d) vorgenommen worden, so 
kann die Bezirksregierung Köln anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, 
die abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbe-
hörde wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat (§ 85 Nr. 6 FlurbG). 
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Zuwiderhandlungen gegen die Anordnungen zu 6. b) bis 6. d) dieses Beschlusses 
sind Ordnungswidrigkeiten und können mit einer Geldbuße bis zu 5.000,-- € [in den 
Fällen 6. b) und 6. c)] bzw. bis zu 25.000,-- € [im Fall 6. d)] für den einzelnen Fall 
geahndet werden [§ 154 FlurbG, §§ 1 und 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten (OWiG) in der Fassung vom 19.02.1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 05.10.2021 (BGBl. I S. 4607) i.V.m. dem Verwarnungs- und Bußgeldka-
talog Umwelt für das Land Nordrhein-Westfalen vom 03.05.2022 (MBl. NRW. S. 
347)]. Unter Umständen kann auch eine höhere Geldbuße auferlegt werden (§ 17 
Abs. 4 OWiG). Außerdem können Gegenstände eingezogen werden, auf die sich die 
Ordnungswidrigkeit bezieht (§ 154 Abs. 3 FlurbG). 

Die Bußgeldbestimmungen nach anderen Gesetzen bleiben unberührt. 

7. Die gemäß § 34 FlurbG geltenden Einschränkungen werden für die ausgeschlosse-
nen Grundstücke aufgehoben. 

Gründe 

Die Voraussetzungen für eine Änderung des Flurbereinigungsgebietes liegen vor. Es han-
delt sich um eine geringfügige Änderung des Flurbereinigungsgebietes gemäß § 8 Abs. 1 
FlurbG. Die neue Abgrenzung entspricht dem Zweck der Flurbereinigung. 

Der Kreis Heinsberg betreibt den Neubau der Kreisstraße EK 13/17 - Ortsumgehung Gan-
gelt - zwischen der Landstraße L 47/Frankenstraße und der Kreisstraße 5/Hastenrather 
Straße einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen an Verkehrswegen und Anlagen 
Dritter auf dem Gebiet der Stadt Heinsberg und der Gemeinde Gangelt im Kreis Heinsberg. 

Die Zuziehung der unter Ziffer 1. dieses Änderungsbeschlusses aufgeführten Flurstücke 
ist nach den Zielvorstellungen des Verfahrenszweckes zur Erreichung einer umfassenden 
und wirksamen Neuordnung ländlichen Grundbesitzes zur Beseitigung entstehender 
Nachteile für die allgemeine Landeskultur erforderlich.  

Der Ausschluss der unter Ziffer 1. aufgeführten Flurstücke erfolgt aus Zweckmäßigkeits-
gründen, da sie zu Abfindungsregelungen nicht verwendet werden und damit nicht der 
Zielerreichung des Verfahrens dienen. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach seiner öffentlichen  
Bekanntmachung Widerspruch eingelegt werden.  
Der Widerspruch ist schriftlich bei der 

Bezirksregierung Köln, Dezernat 33, 50606 Köln 

oder zur Niederschrift bei der 

Bezirksregierung Köln, Dezernat 33, Dienstgebäude Aachen 
Robert-Schuman-Straße 51, 52066 Aachen 

unter Angabe des Aktenzeichens einzulegen.  

Bitte beachten Sie die Informationen für Besucherinnen und Besucher auf der Homepage 
der Bezirksregierung Köln unter: 
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/index.html. 
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Der Widerspruch kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qua-
lifizierter elektronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Behörde erhoben wer-
den. Die E-Mail-Adresse lautet: poststelle@brk.sec.nrw.de. 
 
Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer 
Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet:  
poststelle@brk-nrw.de-mail.de.  
 
Falls die Frist durch eine bevollmächtigte Person versäumt werden sollte, würde deren 
Verschulden der vollmachtgebenden Person zugerechnet werden. 

 Im Auftrag 

 (LS) gez. Pils 

  Oberregierungsvermessungsrätin 
 

Der Inhalt der o.a. Bekanntmachung mit Gebietskarte wird auch auf der Internet-Seite der Be-
zirksregierung Köln  

https://url.nrw/flurbereinigungsverfahren 

veröffentlicht. 

Allgemeine Hinweise zum Datenschutz für den Geschäftsbereich der Bezirksregierung Köln so-
wie Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten im Flurbereinigungsverfahren sind 
zu finden unter: 

https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfah-
ren/datenschutzhinweise.pdf 

Auf Wunsch werden diese Informationen gerne auch barrierefrei zur Verfügung gestellt. 

2023-04-01

Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, 

05.04.2023 vollzogen.
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SATZUNG 
über die 2. Verlängerung der Geltungsdauer der Veränderungssperre für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 78 „Bereich Sittarder Straße / Hastenrather Straße / Martin-May-
Straße“ in Gangelt  
 
Gemäß §§ 14, 16 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 1 und 2 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 6), in Verbindung mit § 7 und § 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666/SGV.NW 2023), zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV.NRW. S. 490), hat der Rat der Gemeinde 
Gangelt in seiner Sitzung am 28.03.2023 nachstehende Satzung beschlossen:  
 

Präambel 
Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 12.05.2020 den Aufstellungsbeschluss für den 
Bebauungsplanes Nr. 78 „Bereich Sittarder Straße / Hastenrather Straße / Martin-May-Straße“ in Gangelt 
gefasst. Zur Sicherung der Planung wurde in gleicher Sitzung vom Rat für dieses Gebiet eine 
Veränderungssperre erlassen, ortsüblich bekannt gemacht am 13.05.2020. In der Sitzung des Rates der 
Gemeinde Gangelt vom 22.02.2022 wurde die 1. Verlängerung der Veränderungssperre um ein Jahr 
beschlossen. Nun ist die Verlängerung gem. § 17 Abs. 2 BauGB um ein weiteres Jahr erforderlich.  
 

§ 1 
Verlängerung der Veränderungssperre – Anordnung 

 
Die Geltungsdauer der am 13.05.2020 in Kraft getretenen Veränderungssperre zum Bebauungsplanes Nr. 
78 „Bereich Sittarder Straße / Hastenrather Straße / Martin-May-Straße“ in Gangelt wird gem. § 17 Abs. 1 
S. 3 BauGB bis zum 12.05.2024 verlängert.  

 
§ 2 

Räumlicher Geltungsbereich 
 
Die Veränderungssperre umfasst die im Geltungsbereich des vom Rat der Gemeinde Gangelt am 
12.05.2020 zur Aufstellung beschlossenen Bebauungsplanes Nr. 78 „Bereich Sittarder Straße (L 47) / 
Hastenrather Straße / Martin-May-Straße“ gelegenen Grundstücke in Gangelt.  
In der zugehörigen Karte ist der Geltungsbereich der Veränderungssperre im Maßstab 1:2500 durch eine 
grautransparente Linie dargestellt. Diese Karte ist Bestandteil der Satzung und liegt zu jedermanns Einsicht 
im Rathaus Gemeinde Gangelt, Burgstraße 10, 52538 Gangelt während der Dienststunden öffentlich aus.  
 

§ 3 
Inkrafttreten und Geltungsdauer 

 
Diese Satzung über die 2. Verlängerung der Veränderungssperre tritt am 13.05.2023 in Kraft. Die 
Geltungsdauer richtet sich nach § 17 BauGB.  
Sie tritt außer Kraft, wenn der aufzustellende Bebauungsplan Nr. 78 „Bereich Sittarder Straße / 
Hastenrather Straße / Martin-May-Straße“ rechtsverbindlich abgeschlossen ist, spätestens jedoch nach 
Ablauf des 12.05.2024.  
 
 
Gangelt, 29.03.2023 
Willems 
Bürgermeister 
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Hinweise 

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre und die 
Vorschriften des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht 
fristgerechter Geltendmachung wird hingewiesen. 

 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO 
NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516)  in der zurzeit geltenden Fassung  
 

Erklärung 
 
Diese Satzung über die Verlängerung einer Veränderungssperre wird gem. § 16 Abs. 2 Satz 1 BauGB 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), in der zurzeit geltenden Fassung, kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 
Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW)  vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516) in der 
zurzeit geltenden Fassung  
 
Der Wortlaut der Bekanntmachung der Satzung stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 28.03.2023 überein. 
Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren. 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  
 
Die Satzungsunterlagen können während der allgemeinen Dienststunden 
montags bis freitags              von 08.15 Uhr bis 12.30 Uhr 
dienstags   von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
donnerstags   von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr 
im Rathaus der Gemeinde Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstr. 10, Zimmer-Nr.: 201/202, eingesehen werden. 
Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben.  
 
Gangelt, 29.03.2023 
Willems 
Bürgermeister 
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Geltungsbereich der Veränderungssperre  

 

 

Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, am 05.04.2023 vollzogen. 

 
Standort 
 

 

Datum Aushang 
 

05.04.2023 

Datum Abnahme 
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Öffentliche Bekanntmachung 

der Gemeinde Gangelt 
 

 
Inkrafttreten der Klarstellungssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 BauGB im Bereich der 
Straße „Luisenring 92 a“ in Gangelt 
 

 
Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 28.03.2023 die Klarstellungssatzung im 

Bereich der Straße „Luisenring 92 a“ in Gangelt gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 1 Baugesetzbuch 

(BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der zurzeit geltenden Fassung beschlossen. Die 

Begründung zur Klarstellungssatzung wurde gebilligt.  

 

 

Die Eigentümerin eines Dachdeckerbetriebes am Luisenring 92 a ist mit dem Wunsch an die 

Gemeinde herangetreten, die zum größten Teil bereits bebauten Grundstücke in die bestehende 

Innenbereichssatzung für die Ortslage Gangelt einzubinden. Hierdurch soll die Möglichkeit 

eröffnet werden, dass Grundstück mit einem weiteren, für den Betrieb notwendigen Gebäude, zu 

bebauen.  

 

 

 

Auszug aus der Amtlichen Basiskarte (ABK) 

 

 

Die Bekanntmachung erfolgt gemäß § 233 Abs. 1 i.V.m. § 10 Abs. 3 BauGB. 

Die Satzung einschließlich Begründung und zusammenfassender Erklärung liegt ab sofort im 

Rathaus der Gemeinde Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstraße 10, Zimmer-Nr.: 201/202, während 

der allgemeinen Dienststunden, und zwar  
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montags bis freitags von  8 15 - 12 30 Uhr 
dienstags von 14 00     - 16 00 Uhr 
donnerstags von 14 00  - 17 30 Uhr 

 

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  

 

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die Klarstellungssatzung in Kraft.  

Unbeachtlich werden nach § 215 BauGB  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 

Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 

Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Hinsichtlich der Klarstellungssatzung wird auf die 

Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von 

durch die Klarstellungssatzung eintretenden Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 

das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche hingewiesen. 

 

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW 
(BekanntmVO NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden 
Fassung  
 

Erklärung 
Der Satzungsbeschluss zur Klarstellungssatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 

Hinweise  
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666)  in der zurzeit 

geltenden Fassung, kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO 

NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 

nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, 

es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 

der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 

den Mangel ergibt.  

 

Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW) vom 26.08.1999 
(GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden Fassung  

Seite 2 von 3 
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Der Wortlaut der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zur Klarstellungssatzung stimmt 

mit dem Ratsbeschluss vom 28.03.2023 überein. Es wurde nach den Vorschriften des  

§ 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren. Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  

 

Gangelt, 31.03.2023  

Willems 

Bürgermeister 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, am 05.04.2023 vollzogen. 
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Standort 

 

 

Datum Aushang 
 

05.04.2023 

Datum Abnahme 
 



  2023-04-04  
 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

der Gemeinde Gangelt 
 

  
3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 46 „Am Schmitter Weg“ in Gangelt-Breberen im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB  
Hier: 1.) Aufstellungsbeschluss zur 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 46 „Am Schmitter Weg“ 
gemäß § 13a Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der zurzeit 
geltenden Fassung 
2.) Auslegungsbeschluss für die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 46 „Am Schmitter Weg“ 
gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der zurzeit 
geltenden Fassung  
 
 
1.) Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 28.03.2023 beschlossen, den Bebauungsplan  
Nr. 46 in seiner 3. Änderung zu ändern.  
2.) Der Rat hat in seiner Sitzung am 28.03.2023 ebenfalls beschlossen, den Entwurf der 
Bebauungsplanänderung nebst Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.  
 
 
Das Planungsziel besteht bei der beabsichtigten Bebauungsplanänderung darin, die Tiefe der Baufenster auf 
der Gemarkung Breberen-Schümm, Flur 2, Flurstücke 391 bis 396 von 13,0 m auf 18,0 m zu erweitern. 
Hierdurch sollen die bestehende Bebauung abgesichert und zusätzliche Nachverdichtungsmöglichkeiten 
eröffnet werden.  
 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus dem nachstehenden Kartenauszug.  

 
Auszug aus der Amtlichen Basiskarte (ABK) 
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  2 

Der Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 46 nebst Begründung liegt in der Zeit vom 
 

17.04. bis einschließlich 17.05.2023 
 

während der allgemeinen Dienststunden montags bis freitags von 08.15 Uhr bis 12.30 Uhr, dienstags von 
14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr im Rathaus der Gemeinde 
Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstr. 10, Zimmer-Nr.: 201/202, zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu den Bauleitplänen schriftlich, zur Niederschrift, 
per E-Mail (info@gangelt.de) oder über den Planungs- und Beteiligungsserver der Gemeinde Gangelt unter 
dem Link www.o-sp.de/gangelt            Aktuelle Beteiligungen abgegeben werden.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Bauleitpläne 
unberücksichtigt bleiben. Gemäß § 4 a Abs. 4 Satz 1 BauGB stehen während der öffentlichen Auslegung der 
Inhalt dieser öffentlichen Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen ebenfalls auf der Internetseite 
der Gemeinde Gangelt unter www.gangelt.de > Bauleitplanung > Aktuelle Beteiligungen zum Download 
bereit. Zusätzlich sind die eingestellten Unterlagen zu dem Bauleitplanverfahren in einem zentralen Portal 
des Landes unter der Internetseite www.uvp.nrw.de zugänglich. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben können. Gemäß § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 a Abs. 6 BauGB wird darauf hingewiesen, dass 
bei der Aufstellung eines Bauleitplanes ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig 
ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der 
Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO 
NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516)  in der zurzeit geltenden Fassung  
 
Erklärung 
Die Beschlüsse zum Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 46 „Am Schmitter Weg“ werden 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Hinweise  
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), in der zurzeit geltenden Fassung, kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 
Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW)  vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516) in der 
zurzeit geltenden Fassung  
 



  2023-04-04  
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Der Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstellungs- und Auslegungsbeschlusses zum Entwurf der             
3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 46 „Am Schmitter Weg“ stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 
28.03.2023 überein. Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren. 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  
 
Gangelt, 29.03.2023 
 
Willems 
Bürgermeister 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, am 05.04.2023 vollzogen. 
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1 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Gemeinde Gangelt 

  

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 86 „Nachverdichtung Alte Realschule“ in Gangelt im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB  
Hier: 1.) Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 86 „Nachverdichtung Alte Realschule“ 
gemäß § 13a Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der zurzeit 
geltenden Fassung 
2.) Auslegungsbeschluss für den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 86 „Nachverdichtung Alte 
Realschule“ gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der 
zurzeit geltenden Fassung  
 

1.) Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 28.03.2023 beschlossen, den Bebauungsplan  

Nr. 86 aufzustellen.   

2.) Der Rat hat in seiner Sitzung am 28.03.2023 ebenfalls beschlossen, den Entwurf des Bebauungsplanes 

nebst Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.  

 
Ziel der Planung ist die planungsrechtliche Steuerung einer Nachverdichtung im Bereich der alten 

Realschule im Hauptort von Gangelt. Weitere wesentliche Planungsziele bestehen in der Wahrung gesunder 

Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie einer geordneten städtebaulichen Entwicklung. Der räumliche 

Geltungsbereich umfasst die Grundstücke Gemarkung Gangelt, Flur 47, Flurstücke 93, 175 und Teile des 

Flurstückes 176. Er umfasst damit eine Fläche von ca. 7.125 m.  

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus dem nachstehenden Kartenauszug.  

 
Auszug aus der Amtlichen Basiskarte (ABK) 
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  2 

 

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 86 nebst Begründung liegt in der Zeit vom 

 

17.04. bis einschließlich 17.05.2023 
 

während der allgemeinen Dienststunden montags bis freitags von 08.15 Uhr bis 12.30 Uhr, dienstags von 
14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr im Rathaus der Gemeinde 
Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstr. 10, Zimmer-Nr.: 201/202, zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  

 

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu den Bauleitplänen schriftlich, zur Niederschrift, 

per E-Mail (info@gangelt.de) oder über den Planungs- und Beteiligungsserver der Gemeinde Gangelt unter 

dem Link www.o-sp.de/gangelt            Aktuelle Beteiligungen abgegeben werden.  

 

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Bauleitpläne 

unberücksichtigt bleiben. Gemäß § 4 a Abs. 4 Satz 1 BauGB stehen während der öffentlichen Auslegung der 

Inhalt dieser öffentlichen Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen ebenfalls auf der Internetseite 

der Gemeinde Gangelt unter www.gangelt.de > Bauleitplanung > Aktuelle Beteiligungen zum Download 

bereit. Zusätzlich sind die eingestellten Unterlagen zu dem Bauleitplanverfahren in einem zentralen Portal 

des Landes unter der Internetseite www.uvp.nrw.de zugänglich. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht 

fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 

bleiben können. Gemäß § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 a Abs. 6 BauGB wird darauf hingewiesen, dass 

bei der Aufstellung eines Bauleitplanes ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig 

ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der 

Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 

 

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO 
NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516)  in der zurzeit geltenden Fassung  
 
Erklärung 
Die Beschlüsse zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 86 „Nachverdichtung Alte Realschule“ werden 

hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Hinweise  
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), in der zurzeit geltenden Fassung, kann eine 

Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 

Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 

geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 

bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW)  vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516) in der 
zurzeit geltenden Fassung  
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  3 

Der Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstellungs- und Auslegungsbeschlusses zum Entwurf des 

Bebauungsplanes Nr. 86 „Nachverdichtung Alte Realschule“ stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 

28.03.2023 überein. Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren. 

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  

 

Gangelt, 29.03.2023 

 

Willems 

Bürgermeister 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, am 05.04.2023 vollzogen. 
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